
S a t z u n g 

 

§ 1 Name und Sitz des Vereins, Geschä8sjahr  

(1) Der Verein führt den Namen Dorfgemeinscha8 Windhagen. Er soll in das Vereinsregister 
eingetragen werden und führt danach den Zusatz „e.V.".  

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Gummersbach - Windhagen.  

(3) Das GeschäHsjahr ist das Kalenderjahr.  

 

§ 2 Zweck, Gemeinnützigkeit des Vereins  

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmiMelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
AbschniMs „SteuerbegünsPgte Zwecke" der Abgabenordnung 

a. in der Förderung von Jugend-, Familien- und Altenhilfe und Mobilität, 
b. in der Förderung von GemeinschaH, Brauchtum, Kunst und Kultur, 
c. in der Erhaltung des Ortsbildes, der Förderung des Denkmalschutzes und der 

Denkmalpflege 
d. sowie in der Erhaltung der KulturlandschaH und Förderung des Naturschutzes und 

der LandschaHspflege, 
e. durch die OrganisaPon von Dorffesten, Durchführung von gemeinsamen 

DorfverschönerungsakPvitäten, Gründen von Freizeitgruppen, IniPaPve von 
NachbarschaHshilfen, Beteiligung von Brauchtumsveranstaltung u.ä. 

 

(2) Der Zweck des Vereins ist es, Heimatpflege und -kunde im Dorf Windhagen zu betreiben. 

(3) Es ist das Ziel den Ort Windhagen, die LandschaH und alle Wohnbereiche aMrakPver zu 
gestalten sowie den Umwelt- und LandschaHsschutz und die Denkmalpflege zu fördern, 
sowie heimatliche Bräuche zu pflegen.  

(4) Darüber hinaus möchte der Verein die Zusammenarbeit aller ortsansässiger Vereine und 
InsPtuPonen fördern, die Vernetzung mit Dorfvereinen der Umgebung stärken, dorfinterne 
und externe Öffentlichkeitsarbeit im Dorf und Projekten der DorfgemeinschaH betreiben. 

(5) Der Verein ist selbstlos täPg, poliPsch und konfessionell neutral und verfolgt nicht in   
erster Linie eigenwirtschaHliche Zwecke. 

 

 

 

 



§ 3 Mitgliedscha8 im Verein  

(1) Mitglied des Vereins kann jede InsPtuPon werden, die ihren Sitz in Gummersbach-
Windhagen und in der umliegenden Region hat (je max. zwei Delegierte) und natürliche 
Personen, denen das Wohl des Dorfes am Herzen liegt.  

(2) Die Aufnahme in den Verein ist schriHlich beim Vorstand zu beantragen. Eine Ablehnung 
des Antrags muss er gegenüber dem Antragsteller nicht begründen.  

(3) ein eventueller Mitgliedsbeitrag wird jeweils für das Folgejahr in der 
Mitgliederversammlung festgesetzt. 

 

§ 4 Beendigung der Mitgliedscha8  

(1) Die MitgliedschaH im Verein endet durch AustriM oder Ausschluss.  

(2) Der AustriM ist schriHlich gegenüber dem Vorstand zu erklären. Der AustriM kann nur mit 
einer Frist von drei Monaten zum Ende des GeschäHsjahres erklärt werden.  

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aus dem Verein 
ausgeschlossen werden, wenn es schuldhaH das Ansehen oder die Interessen des Vereins in 
schwerwiegender Weise schädigt. 

 

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Jedes Mitglied hat gleiches SPmm- und Wahlrecht in der Mitgliederversammlung.  

(2) Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Vereins zu fördern, insbesondere 
regelmäßig seine Mitgliedsbeiträge zu leisten und, soweit es in seinen KräHen steht, das 
Vereinsleben durch seine Mitarbeit zu unterstützen.  

 

§ 6 Aufnahmegebühr und Mitgliedsbeiträge  

(1) Jedes Mitglied hat einen im Voraus fällig werdenden jährlichen  Mitgliedsbeitrag zu 
entrichten.  

(2) Die Höhe der Aufnahmegebühr und der Mitgliedsbeiträge wird von der 
Mitgliederversammlung festgelegt.  

(3) Ehrenmitglieder sind von der Aufnahmegebühr und den Mitgliedsbeiträgen befreit.  

 

§ 7 Organe des Vereins  

Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung.  



 

§ 8 Vorstand  

(1) Der Vorstand besteht aus  
- dem/der Vorsitzenden 
-  dem/der zweiten Vorsitzenden 
-  Kassierer_in 
-  SchriHführer_in 
-  zwei Beisitzenden 
 

Erweiterter Vorstand je 1 Beisitzer: 

-  Beisitzer für das Familienzentrum 
-  Förderverein der Freiwilligen Feuerwehr 
- Feuerwehr Windhagen 
-  GGS Windhagen 
-  TV Windhagen 
- Schützenverein Windhagen 
- efg Gummersbach Windhagen 
-  ev. Kirche Hülsenbusch KoMhausen 

(2) Der geschäHsführende Vorstand im Sinne des §26 BGB besteht aus dem 1. Vorsitzenden, 
dem 2. Vorsitzenden und dem Kassierer. Je zwei von diesen sind gemeinsam zur Vertretung 
des Vereins berechPgt.  

(3) Den Mitgliedern des Vorstands kann eine Vergütung gezahlt werden. Über die Höhe der 
Vergütung entscheidet die Mitgliederversammlung.  

 

§ 9 Aufgaben des Vorstands 

 Dem Vorstand des Vereins obliegt die Vertretung des Vereins nach § 26 BGB und die Führung 
seiner GeschäHe. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:  

a) die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen einschließlich der 
Aufstellung der Tagesordnung,  

b) die Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung,  

c) die Verwaltung des Vereinsvermögens und die AnferPgung des Jahresberichts,  

d) die Aufnahme neuer Mitglieder.  

e) Beschlüsse über die AkPvitäten des Vereins innerhalb der Satzungszwecke 

 



§ 10 Bestellung des Vorstands  

(1) Die Mitglieder des Vorstands werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 
zwei Jahren einzeln gewählt. Mitglieder des Vorstands können nur Mitglieder des Vereins 
sein; mit der MitgliedschaH im Verein endet auch die MitgliedschaH im Vorstand. Die 
Wiederwahl oder die vorzeiPge Abberufung eines Mitglieds durch die 
Mitgliederversammlung ist zulässig. Ein Mitglied bleibt nach Ablauf der regulären Amtszeit 
bis zur Wahl seines Nachfolgers im Amt.  

(2) Die Mitglieder des erweiterten Vorstandes werden von der jeweiligen InsPtuPon berufen.  

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeiPg aus dem Vorstand aus, so sind die verbleibenden 
Mitglieder des Vorstands berechPgt, ein Mitglied des Vereins bis zur Wahl des Nachfolgers 
durch die Mitgliederversammlung in den Vorstand zu wählen.  

 

§ 11 Beratung und Beschlussfassung des Vorstands  

(1) Der Vorstand triM nach Bedarf zusammen. Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden, bei 
dessen Verhinderung von seinem Stellvertreter, einberufen. Eine Einberufungsfrist von einer 
Woche soll eingehalten werden. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei 
Mitglieder anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der 
abgegebenen gülPgen SPmmen. Bei SPmmengleichheit entscheidet die SPmme des 
Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung die seines Stellvertreters.  

(2) Die Beschlüsse des Vorstands sind zu protokollieren. Das Protokoll ist vom Protokollführer 
sowie vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von seinem Stellvertreter oder einem 
anderen Mitglied des Vorstands zu unterschreiben. 

 

§ 12 Aufgaben der Mitgliederversammlung  

Die Mitgliederversammlung ist zuständig für die Entscheidungen in folgenden 
Angelegenheiten:  

a) Änderungen der Satzung,  

b) die Festsetzung der Aufnahmegebühr und der Mitgliedsbeiträge, 

c) die Ernennung von Ehrenmitgliedern sowie der Ausschluss von Mitgliedern aus dem 
Verein,  

d) die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Vorstands,  

e) Wahl der Kassenprüfer 

f) die Entgegennahme des Jahresberichts und die Entlastung des Vorstands,  

g) die Auflösung des Vereins.  



§ 13 Einberufung der Mitgliederversammlung 

(1) Mindestens einmal im Jahr ist vom Vorstand eine ordentliche Mitgliederversammlung 
einzuberufen. Die Einberufung erfolgt schriHlich unter Einhaltung einer Frist von zwei 
Wochen und unter Angabe der Tagesordnung.  

(2) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Vereinsmitglied kann bis spätestens eine 
Woche vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriHlich eine Ergänzung der 
Tagesordnung beantragen. Über den Antrag entscheidet der Vorstand. Über Anträge zur 
Tagesordnung, die vom Vorstand nicht aufgenommen wurden oder die erstmals in der 
Mitgliederversammlung gestellt werden, entscheidet die Mitgliederversammlung mit der 
Mehrheit der SPmmen der anwesenden Mitglieder; dies gilt nicht für Anträge, die eine 
Änderung der Satzung, Änderungen der Mitgliedsbeiträge oder die Auflösung des Vereins 
zum Gegenstand haben.  

(3) Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn es 
das Interesse des Vereins erfordert oder wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder dies 
schriHlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt.  

 

§ 14 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung  

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden des Vorstands, bei dessen 
Verhinderung von seinem Stellvertreter und bei dessen Verhinderung von einem durch die 
Mitgliederversammlung zu wählenden Versammlungsleiter geleitet.  

(2) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein DriMel aller 
Vereinsmitglieder anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand verpflichtet, 
innerhalb von vier Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen 
Tagesordnung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. 

 (3) Die Mitgliederversammlung beschließt in offener AbsPmmung mit der Mehrheit der 
SPmmen der anwesenden Mitglieder. Kann bei Wahlen kein Kandidat die Mehrheit der 
SPmmen der anwesenden Mitglieder auf sich vereinen, ist gewählt, wer die Mehrheit der 
abgegebenen gülPgen SPmmen erhalten hat; zwischen mehreren Kandidaten ist eine 
SPchwahl durchzuführen. Beschlüsse über eine Änderung der Satzung bedürfen der 
Mehrheit von drei Vierteln, der Beschluss über die Änderung des Zwecks oder die Auflösung 
des Vereins der ZusPmmung von drei Vierteln der anwesenden Mitglieder.  

(4) Über den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse ist ein 
Protokoll zu ferPgen, das vom Protokollführer und vom Versammlungsleiter zu 
unterschreiben ist.  

 

 



§ 15 Kassenprüfer 

(1) Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von einem Jahr zwei Kassenprüfer. Diese 
dürfen nicht Mitglieder des Vorstands, eines vom Vorstand berufenen Gremiums oder 
Angestellte des Vereins sein. Die Wiederwahl ist zulässig.  

 

§ 16 Auflösung des Vereins, Beendigung aus anderen Gründen, Wegfall steuerbegünsYgter 
Zwecke  

(1) Im Falle der Auflösung des Vereins sind der Vorsitzende des Vorstands und sein 
Stellvertreter gemeinsam vertretungsberechPgte Liquidatoren, falls die 
Mitgliederversammlung keine anderen Personen beruH. 

(2) Bei Auflösung oder Aupebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünsPgter Zwecke 
fließt das Vereinsvermögen zu gleichen Teilen den InsPtuPonen (Mitglieder) zu, die es 
unmiMelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtäPge oder kirchliche Zwecke zu 
verwenden haben.  

(3) Die vorstehenden BesPmmungen gelten entsprechend, wenn dem Verein die 
Rechtsfähigkeit entzogen wurde. 

 

§ 17 Datenschutz 

(1) Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung 
der Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über 
persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein verarbeitet. 
 

(2) Soweit die in den jeweiligen VorschriHen beschriebenen Voraussetzungen 
vorliegen, hat jedes Vereinsmitglied insbesondere folgende Rechte: 
- das Recht auf AuskunH nach ArPkel 15 DS-GVO, 
- das Recht auf BerichPgung nach ArPkel 16 DS-GVO, 
- das Recht auf Löschung nach ArPkel 17 DS-GVO, 
- das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach ArPkel 18 DS-GVO, 
- das Recht auf Datenübertragbarkeit nach ArPkel 20 DS-GVO, 
- das Widerspruchsrecht nach ArPkel 21 DS-GVO und 
- Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde nach ArPkel 77 DS-GVO. 
 

(3) Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein TäPgen 
ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem 
jeweiligen zur Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt 
zu geben, DriMen zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht 
besteht auch über das Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem 
Verein heraus. 



 
(4) Zur Wahrnehmung der Aufgaben und Pflichten nach der EU-Datenschutz- 
Grundverordnung und dem Bundesdatenschutzgesetz bestellt der 
geschäHsführende Vorstand einen DatenschutzbeauHragten. 
 

 … (Ort), … (Datum) UnterschriHen von mindestens sieben Mitgliedern 

 

 

Stand: 22.04.2026 


